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Parteien: Kritiker von Arnim 
bleibt sich treu s.~e2 
"Grassierende Parteibuchwirtschaft" 
Der Verfassungsrechtier Hans Rerbert von Arnim über politische Kungelei im Hinterzimmer und Parteien, die sich ihre Finanzierung selbst bewilligen 
In seinem neuen Buch DDie 
Deutschlandakte~ CBertelsmann, 
16,95 Euro) prangert der Staats-
, rechtler Hans Herbert von Acnim 
(68) an, wie Politiker IlJld Wirt~ 
I schaftsfiihrer die Demola:atie aus-
I höhlen. Wegen seiner ahentuler-'ten Darstellungsweise warfen ihm I Kritiker DDemola:atieverachtung" 
. (~Die Zeit") vor. Der streitbare Pro-
I fessor gilt aJs einer der renommier-
I 
testen Verfassungsrechtier 
Deutschlands. Von .1993 bis 1996 
war der erklärte Parteienkritiker 
Mitglied des brandenburgischen 
Verfussungsgerichts, zudem leitete 
er die Deutsche Hochschule fiir 
Verwalrungswissenschaften in 
Speyer. 'Mit von Amim sprach Ul-
richClauß' 
DIE WELT: Ihre jüngste Buchveröf-
fentlichung - NDeutschlaruiakte U -
hat in der ÖffentlichkeIt ein zum 
Teil sehr ablehnendes, Sie persön-
lid! inkriminierendes Echo gejim-
deIL WasdenkenSiedarüber~ 
Hans Herbert'lOB Jlmlm: Ich bin so et-
was bisher vor aJlem vonPolitikem 
gewöhnt, die sachlich nichts gegen 
meine Analysen einzuwenden wis-
sen und dann oft unter die Gürtelli-
nie hauen. Aber auch bei manchen 
Journalisten gibt es eine Form der 
PoliticaJ Correctness, die nicht be-
I 
reit ist, an die Wurzel gehen4e Defi-
zite unseres demokratischen Sys-
tems zu thematisieren. Denen 
reicht es völlig aus, die Vorurteile, 
die ich gerade zu widerlegen suche, 
und die politischenFonneln, die ich 
entzaubere, einfach nur zu wieder-
holen, ohne auf meine Sachar"gu-
mente einzugehen. Das ist auch 
sehr viel bequemer und ver:langt 
keinen Durchblick. 
Sie schreiben als wissenschaftU-
cher Autor in einem Thn, dir ft1r 
Fochveröjfentlichungen in 
Deutschland ungewöhnlich ist. Sie 
erscheinen als ein Solitär - wie se-
hen Sie sich selbst? 
wo Amim: Vom Partei~nrecht, von 
PoTitikfmanzlenmg. Diäten und 
Stiftungsfmanzierung verstehen 
nicht vielepolitikwissenschaftliche 
und staatsrechtliche Kollegen wirk-
lich etwas. Und die meisten arbei-
ten entweder mit der einen oder an-
deren politischen Seite zusammen 
und können deswegen - schon um 
diese Zusammenarbeit nicht zu ge-
fährden - Mängel, die die politische 
Klasse insgesamt betreffen, nicht 
wirklich aufspießen. Das dürfte ein 
Grund sein, warum bisweilen der 
Eindruck entsteht, bei Missstlin-
den,die die politische KlasSe insge-
samt betreffen, gäbe es nur einen 
einzigen HParteienk:ritiker". Und 
der muss sich einer klaren Sprache 
bedienen, lIIn Gehör zu finden. 
Da klingt der Genera/vorwurf her-
aus, die Pol1tikwissenschaft und 
Journalismus in Deutschland seien 
nicht unabhängig? 
von Amim: Ein Pauschalvorwurf wä-
re nicht gerechtfertigt. Aber neh-
men Sie das Gros der Europa-Jour-
nalisten. Pa haben Oldag und Til-
laclt, damals selbst .I}riisseler Jour-
nalisten, in einem Buch ihren 
Koliegen vorgehll..lten, viele seien 
eigentlich nur ilfn Sprachrohr der 
Kommission und unterdrückten 
auch berechtigte Kritik, weil das die 
Europa-ldee . angeblich geroml.e. 
Auch Landespressekonferenzen 
fehlt oft die Distanz. Lassen Sie 
mich ein Beispiel nennen: 1988 hat-
te der hessische 'Landtag eine ver-
rückte Diäten- und Versorgungsre-
ge!ung beschloSsen. und fast alle 
damaligen Wiesbadener Joumalis-
ten hatten Beifall geklatscht. Nach-
dem ich alles griindlich untersucht 
hatte und darlegen konnte, dass die 
Regelungvolligüberzogen und ver-
fassungswidrigwar, war das Gesetz 
schließlich aber nur dadurch aus 
den Angeln zu heben, dass ich mit 
ZDF und DSpiegel" überregionale 
Öffentlichkeit herstellen konnte. 
Der eDU-Präsident des hessischen 
Landtags, Lengemann, und der 
SPD-Vizepräsident Dr. Lang, die 
das Gesetz ausgekungelt hatten, 
mussten zluiicktreten. Das Pro-
blem mangelnder Distanz gibt es 
natürlich auch auf Bundes- und auf 
Gemeindeebene. 
Ilans Herbert von Arnim in seinem BOro 
Überschreiten Sie' damit nicht die 
Grenzezwischen Wzssenschaftund 
politischer Interventionl 
WII Amim: Ich meine sogar, dass die 
Unabhärigigkeit, die ein WjSsen~ 
schaftler genießt, die staatlich fi-
nanzierte Unabhängigkeit eines 
deutschen Professors, nur dadurch 
überhaupt zu rechtfertigen ist, dass 
er ohne Scheu auch Missstände, auf 
die er bei seiner·Arbeit stößt, öf-
fentlichmacht. 
. schen, hat natürlich gewaltige 
Rückwirkungen auf die Politik. Das 
verfuhrt Politiker etwa dazu, Dinge 
in den Medien zu präsentieren, 
noch bevor man das in den zustän-
digen Gremien bescblossen hat. 
Man weiß, dass die Medien Wert 
darauf legen. ganz früh infonniert 
zu werden, und kann dann als P,oli-
tiker damit groß !auskommen. Die 
politischen Regeln und Abläufe 
werden dadurch vielfach unterlau-
fen. Zum Beispiel ist es fiir Partei-
mitglieder gar nicht mehr interes-
sant, von Politikern in Partcigre-
mien infonniert zu werden. Sie ha-
ben alles schon in der Zeitung 
gelesen. Das ist auch ein Grund fUr 
Leute, die nicht unbedingt Politkar-
rieristen slnd, nicht mehr in die 
Parteien zu gehen. 
Warum alarmiert der Mitglieder-
schwund die PartefeUten nicht? 
von Amin!: Der politischen Klasse-
das sind voll alimentierte Mandats-
und Funktionstdiger, die zwar nur 
zwei Prozent .der Parteimitglieder 
ausmachen, aber in den Parteien 
das Sagen haben -' tut der Verlust 
vonMitgliedern und der Rückgang 
der Wahlbeteiligung nicht wirklich 
weh, denn sie finanzieren sich über 
die selbstbewilligte staatliche Par-
teienfmanzierung. Dalrei wird oft 
gar nicht gesehen, dass die Finan- . 
:iierung der eigentlichen Paneien, 
also diese 133 Millionen Euro, die 
sie auch beim RückgaIig der Wahl-
beteiligung ungeschmälert erhal-
InAmerika sorgt gerade ein partei- tcn, nur ein kleiner Teil ist.. Der Be-
enkritisches Buch von Joe K/ein tragwurdevomVerfassungsgericht 
("The New Yorker") für Aufsehen. gedeckelt. In der Folge hat die poli-
Klein macht die Medienvervielfa- tische Klasse den staatlichen Geld-
chung mit fiir Vordewiindigkeit strom auf ihre Hilfsorganisationen 
und Unemsthaftigkeitder Politiker, umgeleitet: ~uf Parteistiftungen 
verantwortlich. Sieauch? und Parlamentsfraktionen. Auf die-
WB Amim: Die Entwicklung der Me- . se Weise haben ?ie Parteien sich ge-
dien, gerade auch der elektroni- gen den Rückgang ihrer Mitglieder 
und der Wah.lbeteiligung finanziell 
immunisiert. 
EntparLomentarisierung, Mediati-
sienmg der Politik,. SeJbsrimmuni-
sierung der politischen Klasse -
glauben Sie ernsthaft, das, was Sie 
beklagen, könne irgendwie wieder 
riickgängig gemacht werden? 
von Jlrnim: Eine Hoffnung könnte 
auf der Verfassungsrechtsprechung 
liegen. denn. viele Fehlentwicklun-
gen sind verfassungswidrig. Dazu 
gehört die grassierende Parteibuch-
wirtschaft, die sich nicht auf Abge-
ordnete und Regierungen 
beschrankt, wo sie grundsätzlich 
legitim ist, sondern auch Gerichte, 
Verwaltungen und öffentlich-recht-
liche Rundflll).kanstalten erfasst. 
Die Haupthoffnung stütze ich auf 
Elemente der direkten Demokratie, 
also Volksbegehren und Volksent-
scheid, die in den Ländern schon 
überall möglich ist. Die Direktwahl 
der Bürgermeister, die es nun in al-
len 13 deutschen Flachenländern 
. gibt, wurde auf diesem Weg durch-
gesetzt; Auch etwa Amtszeitbe-
grenzungen dürften nur durch 
Volksbegehren IlJld Volksentscheid 
zustande kommen. 
Von welchem Thema körmte in 
Deutschland ein Impuls fiir mehr 
direkte Demokratie ausgehen? 
11011 Amlm: Gewiss, für Veränderun-
gen muss ein Thema' die Wähler 
auch emotional berühren. Von der 
Diätenfrage kann so ein Impuls aus-
gehen, wie vomgesamten Komplex 
der Politikfinanzierung. Vlbnllt 
man aber vor allem beginnen könn-
te, ist ein Umbau der Landesverfas· 
sllJlgen: Direktwahl des Minister-
präsidenten und bürgemahes 
LandtagswahJJ:echt. Dann wäre es 
zum Beispiel nicht mehr möglich, 
dass die Nachfolger von Stoiber 
oder Milbradt im Hintenimmer 
ausgekungclt werden, ohne jede 
Mitwirkung der Wähler. Auch in 
Hessen hätten wir klare Verhältnis-
se. Eine solche Reform ware wie-
derum nur gegen den Widerstand 
der politischen Klasse durchsetz-
bar, aber die Menschen wollen das. 
Auch in der Staatsrechtslehre lInd 
der Politikwissenschaft geht die 
große Mehrheit der Stellungnah-
men in dieser Richtung. 
Dafür mUssten Sie größere Devlll-
kemngstcile politisch in Bewegung 
bringeIL Ginge das mit einemPopu-
lismus der Mitte, gibt es so etwas 
überhClllpt? 
vonAmim: Man sollte durchaus, auch 
wenu man in der Mitte steht, das 
harte, direkte Wort nicht scheuen. 
Ernst Fraenkel, einer der Vater der 
bundesrepublikmtischen Politikwis-
sen.schaft, hat schon vor Jahrzehnten 
gefordert: Als Wissenschaftler solle 
man sich nicht scheuen, gerade die 
Dinge zu thematisieren, über clle 
man nicht spricht. Fraenkel hat das 
vor Jahrzehnten geschrieben. Man 
sollte das auch heute noch beherzi.-
gen, ohne Rücksicht auf die politi-
sche Korrektheit und anch auf die 
Gefahr des Populismusvorwurfs hin. 
Dass auch extremistische Kräfte mal 
einen meiner Kritikpunkte aufgrei-
fen, ist dochnur ein Argument mehr, 
die Mängel abzustellen, um jenen 
Kräften das Wasser abzugrahen. 
Sind Sie einidealist? 
'IOn Amim, Ein bissch.en schon, 
wahrsche"lnlich. Aber nicht in dem 
Sinn. dass ich die ReaJitlit nicht se-
he. Wir müssen darum kämpfen, die 
Kluft zwischen Nonn und Wirklich-
keit nicht allzu groß werden zu las-
sen. Und dazu kann und muss auch 
die Wissenschaft ihrenBcitrag leis· 
ten. Sie muss sich einmischen. 
